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(Zollkontingente für Pflaumen und Verschnittrotwein — 1968) 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Staratzke 


Die genannte Zollverordnung wurde vom Herrn 
Präsidenten mit Schreiben vom 23. Februar 1968 an 
den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 
als dringliche Vorlage gemäß § 96 a GO zur Beratung 
überwiesen. 

1. Die Kommission hat mit Entscheidung vom 
16. Januar 1968 der Bundesrepublik für ihre Ein- 
fuhren aus dritten Ländern für roten Naturwein aus 
Irischen Weintrauben zum Verschneiden für die Zeit 
vom 1. Dezember 1967 bis 30. November 1968 ein 
Zollkontingent von 55 000 hl gewährt, und zwar zu 
folgenden Zollsätzen: 

a) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B - 1 - b - 2 
zu 28,48 DM je 100 1 
(regelmäßiger Außenzollsatz: 30 DM) 

b) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B - II - b - 2 
zu 32,48 DM je 100 1 
(regelmäßiger Außenzollsatz: 34,80 DM) 

c) für Wein aus Tarifnr. 22.05 - B-III'-b-2-d 
zu 38,48 DM je 100 1 

(regelmäßiger Außenzollsatz: 42 DM) 

Die Bundesregierung hatte ein Zollkontingent von 
100 000 hl zum Zollsatz von 21 DM je hl beantragt. 
Die Kommission geht jedoch davon aus, daß in der 
Bundesrepublik für das Wirtschaftsjahr 1967/68 
an roten Verschnittweinen ein Gesamtbedarf von 
etwa 90 000 hl bestehen wird. Die deutschen Ver- 
wender müßten innerhalb der Gemeinschaft und in 
Griechenland bestimmte Weinsorten finden können, 
die den deutschen Handelspraktiken entsprechen, so 


daß zumindest ein Teil des Bedarfs von diesen Staa- 
ten gedeckt werden könnte. Die Kontingentsmenge 
wurde deshalb auf 55 000 hl begrenzt. 

Bei der Festsetzung des Kontingentszollsatzes 
wurde die besondere Lage der betreffenden Ware 
sowie der Grad der Verwirklichung der Zollunion 
berücksichtigt. Bei den deutschen Weinen sei im 
Hinblick auf die gute Qualität der Ernte 1967 mit 
einem leichten Absatz zu rechnen. Es sei deswegen 
zweckmäßig, daß eine Angleichung von 50 der 
Spanne zwischen dem vor der ersten Angleichung 
geltenden nationalen Zollsatz und demEWG-Zollsatz 
durchgeführt wird. Die Kontingentszollsätze wurden 
deshalb in der bereits genannten Höhe festgesetzt. 

Außerdem wurde — um den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft den Absatz der ihnen für eine Ausfuhr 
verfügbaren Mengen in die Bundesrepublik zu er- 
leichtern — die Gewährung des Zollkontingents da- 
von abhängig gemacht, daß die Bundesrepublik für 
die Einfuhren von Verschnittrotwein mit Ursprung 
in der Gemeinschaft Zollfreiheit gewährt, wenn sie 
unmittelbar aus dem Ursprungsland eingeführt wer- 
den. 

2. Mit Entscheidung vom 11. Januar 1968 hat die 
Kommission der Bundesrepublik für ihre Einfuhren 
aus dritten Ländern und zur Verwendung im Zoll- 
gebiet folgendes Zollkontingent gewährt: 

6000 t getrocknete Pflaumen für die Zeit vom 
1. Januar 1968 bis 31. Dezember 1968 zum Zollsatz 
von 10,5 ®/o (ermäßigter Außenzollsatz: 12,8 Vo). 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Die Kontingentsmenge entspricht dem von der 
Bundesregierung gestellten Antrag. Der Zollsatz war 
im Vorjahr auf 9,4 festgesetzt worden, während 
die Bundesregierung für dieses Jahr — wie auch in 
den Vorjahren — einen Zollsatz von 5 beantragt 
hatte. Die Kommission hat bei der Festsetzung des 
Zollsatzes jedoch die besondere Lage des betreffen- 
den Erzeugnisses und den Grad der Verwirklichung 
der Zollunion berücksichtigt. Danach soll durch den 
Zollsatz die Spanne zwischen dem vor der ersten 
Angieichung geltenden nationalen Zollsatz und dem 
EWG-Zoilsatz um 50 *^/o angeglichen werden. 

Außerdem darf das Zollkontingent nur unter der 
Bedingung eröffnet werden, daß die Bundesrepublik 
für Einfuhren aus EWG-Mitgliedstaaten Zollfreiheit 
gewährt. Der Binnenzollsatz von 2 Vo und der Grie- 
chenlandzollsatz von ebenfalls 2 ‘^/o wurden deshalb 
vollständig ausgesetzt. 

3. Die Bundesregierung gleicht durch den vor- 
liegenden Verordnungsentwurf die entsprechenden 
Binnen- und Außenzollsätze an. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, der Verordnung aus 
wirtschaftlichen Gründen zuzustimmen. 


Berlin, den 7. März 1968 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung — Drucksache V/2616 — zuzustim- 
men. 


Berlin, den 7. März 1968 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 


Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 

Vorsitzender 


Dr. Staratzke 

Berichterstatter 
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